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Aktuelle Gesetzgebung 
 

 
Corona-Steuerhilfegesetz vom Bundestag beschlossen 
 
Am 28. Mai 2020 hat der Bundestag das Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise beschlossen. Die Zustimmung des 
Bundesrates ist noch erforderlich. 

Mehr zu dem Gesetz lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/28/corona-steuerhilfegesetz-vom-
bundestag-beschlossen/ 
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Neues aus der Finanzverwaltung 
 

 
BMF: Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für von 
der Corona-Krise Betroffene; Ergänzung des BMF-Schreibens 
vom 9. April 2020 
 
Durch das Schreiben vom 26. Mai 2020 wird Abschnitt VIII. 2. „Aufstockung von 
Kurzarbeitergeld und Fortsetzung der Zahlung von Übungsleiter- und 
Ehrenamtspauschale“ des BMF-Schreibens vom 9. April 2020 mit Blick auf die 
Begrifflichkeit des „bisherigen Entgelts“ sowie die Voraussetzungen einer Aufstockung 
auf über 80% ergänzt. 

Das Schreiben sowie weitere Ausführungen zu dem Schreiben vom 9. April lesen Sie in 
unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/27/bmf-weitere-steuerliche-
massnahmen-zur-foerderung-der-hilfe-fuer-von-der-corona-krise-betroffene/ 
 
Körperschaftsteuerliche Behandlung von 
Fremdwährungsverlusten in Konzernfällen 
 
Das Niedersächsische Landesamt für Steuern (LfSt Niedersachsen) hat einen Erlass zur 
Anwendung des § 8b Abs. 3 Sätze 4 ff. KStG bei fremdüblicher Absicherung von 
Kursverlusten veröffentlicht. 

Mehr zu dem Erlass lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/25/koerperschaftsteuerliche-
behandlung-von-fremdwaehrungsverlusten-in-konzernfaellen/ 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 28. Mai 2020 
 
Urteil V R 36/19 (V R 30/15): Zur Steuerfreiheit von Post-
Universaldienstleistungen 

Die förmliche Zustellung von Schriftstücken nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften ist 
eine Post-Universaldienstleistung nach Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 97/67/EG (Post-
Richtlinie), die als von "öffentlichen Posteinrichtungen" erbrachte Dienstleistung nach 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. a MwStSystRL von der Umsatzsteuer befreit ist. Auf die 
Umsatzsteuerbefreiung nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. a MwStSystRL kann sich der 
Steuerpflichtige unmittelbar berufen. 
Urteil vom 6. Februar 2020, V R 36/19 (V R 30/15) 
 
Urteil VIII R 4/17: Offenbare Unrichtigkeit i.S. des § 129 Satz 1 AO bei 
Einsatz eines Risikomanagementsystems 

Sind vom Steuerpflichtigen in seiner Steuererklärung angegebene Einkünfte im 
Einkommensteuerbescheid nicht berücksichtigt worden, weil die Anlage S zur 
Einkommensteuererklärung versehentlich nicht eingescannt und die angegebenen 
Einkünfte somit nicht in das elektronische System übernommen wurden, liegt ein 
mechanisches Versehen und somit grundsätzlich eine offenbare Unrichtigkeit i.S. des § 
129 Satz 1 AO vor. 
Ein mechanisches Versehen ist nicht mehr gegeben, sondern es liegt ein Fehler im 
Bereich der Sachverhaltsermittlung nach § 88 AO vor, wenn der Sachbearbeiter eine 
weitere Sachverhaltsermittlung unterlässt, obwohl sich ihm aufgrund der im Rahmen 
des Risikomanagementsystems ergangenen Prüf- und Risikohinweise eine weitere 
Prüfung des Falles hätte aufdrängen müssen. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/27/bmf-weitere-steuerliche-massnahmen-zur-foerderung-der-hilfe-fuer-von-der-corona-krise-betroffene/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/27/bmf-weitere-steuerliche-massnahmen-zur-foerderung-der-hilfe-fuer-von-der-corona-krise-betroffene/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/25/koerperschaftsteuerliche-behandlung-von-fremdwaehrungsverlusten-in-konzernfaellen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/25/koerperschaftsteuerliche-behandlung-von-fremdwaehrungsverlusten-in-konzernfaellen/
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44826&pos=1&anz=44
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Urteil vom 14. Januar 2020, VIII R 4/17, Pressemitteilung 

Urteil XI R 10/17: Zur Rückwirkung und zu den Voraussetzungen einer 
berichtigenden Rechnung 

Die Rückwirkung einer Rechnungsberichtigung beim Vorsteuerabzug gilt unabhängig 
davon, ob die Berichtigung zum Vorteil oder zum Nachteil des Leistungsempfängers 
wirkt. Auch der Stornierung einer Rechnung nebst Neuausstellung einer sie ersetzenden 
Rechnung kann eine solche Rückwirkung zukommen. Eine Rechnung ist auch dann 
"unzutreffend" i.S. des § 31 Abs. 5 Satz 1 Buchst. b UStDV, wenn sie im Einvernehmen 
aller Beteiligten vollständig rückabgewickelt und die gezahlte Umsatzsteuer 
zurückgezahlt wurde. 
Urteil vom 22. Januar 2020, XI R 10/17 

Beschluss XI B 113/19: Umsatzsteuerrechtliche Beurteilung von 
Warenlieferungen im paneuropäischen Versand über die Internetplattform 
Amazon 

Liefert ein Verkäufer Waren über die Internetseite der Amazon Services Europe s.a.r.l. 
(Amazon) im Rahmen des Modells "Verkauf durch Händler, Versand durch Amazon" 
(auch "fulfillment by amazon" bzw. "Paneuropäischer Versand durch Amazon"), ist 
Leistungsempfänger der Warenlieferung des Verkäufers nicht Amazon, sondern der 
Endkunde, dem die Verfügungsmacht am Gegenstand der Lieferung verschafft wird.. 
Beschluss vom 29. April 2020, XI B 113/19 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 
Urteil III R 39/17: Das Sortenschutzrecht ist ein Recht i.S. des § 8 Nr. 1 
Buchst. f Satz 1 GewStG 
Urteil vom 19. Dezember 2019, III R 39/17 
 
Urteil V R 37/19 (V R 8/16): Zum Anspruch auf Erteilung einer 
Bescheinigung nach § 4 Nr. 11b Satz 2 UStG - Teilweise inhaltsgleich mit 
BFH-Urteil vom 6. Februar 2020 V R 36/19 (V R 30/15) 
Urteil vom 6. Februar 2020, V R 37/19 (V R 8/16) 
 
Urteil VII R 18/17: Keine unentgeltliche Zuwendung i.S. des § 278 Abs. 2 Satz 
1 AO durch Zahlung der laufenden Kosten des von Ehegatten gemeinsam 
bewohnten Hauses 
Urteil vom 17. Dezember 2019, VII R 18/17 
 
Urteil XI R 10/19: Steuerrechtliche Folgen der Verpflichtung des 
Insolvenzverwalters zur Abgabe einer Freigabeerklärung (§ 35 Abs. 2 InsO 
n.F.) 
Urteil vom 18. Dezember 2019, XI R 10/19 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Rechtsprechung im Blog 
 
Teleologische Reduktion des § 3c Abs. 2 EStG bei Zinsen auf 
Darlehen von Personengesellschaftern 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass § 3c Abs. 2 EStG im Wege 
teleologischer Reduktion in dem Umfang auf Betriebsausgaben der Gesamthand keine 
Anwendung findet, wie diese Sondervergütungen der Gesellschafter sind. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG mit Sitz im Inland. Gegenstand ihres 
Unternehmens ist u.a. die Verwaltung einer 100 %-igen Beteiligung an einer spanischen 
Aktiengesellschaft (A-S.A.). 

Beteiligte der Klägerin sind die A-GmbH als Komplementärin ohne Kapitaleinlage sowie 
im Streitjahr insgesamt 85 Kommanditisten. Die Kommanditisten haben der Klägerin 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44835&pos=4&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44820&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44838&pos=5&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44841&pos=6&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44823&pos=0&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44829&pos=2&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44832&pos=3&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44844&pos=7&anz=44
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bei Aufnahme ihrer Tätigkeit Gesellschafterdarlehen gewährt. Zur Geschäftsführung und 
Vertretung der Klägerin ist im Streitjahr ausschließlich die A-GmbH bevollmächtigt. 

In ihrer Feststellungserklärung erklärte die Klägerin laufende Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb und für ihre Gesellschafter die Zinsen für die Gesellschafterdarlehen als 
Sonderbetriebseinnahmen, die jeweils dem Teileinkünfteverfahren unterlägen. 

Im Rahmen einer Außenprüfung erhöhte das Finanzamt die Sonderbetriebseinnahmen 
und ging davon aus, dass diese nicht unter das Teileinkünfteverfahren fielen. 

Da eine exakte Zuordnung der Betriebsausgaben auf Gesellschaftsebene nicht möglich 
war, hatte das Finanzamt die auf die nach § 3 Nr. 40 Einkommensteuergesetz (EStG) 
begünstigten Einnahmen entfallenden Ausgaben dahin geschätzt, dass die 
Betriebsausgaben im Verhältnis der vereinnahmten Dividenden zu den 
Gesamteinnahmen nach § 3c Abs. 2 EStG nur teilweise abzugsfähig sind. Das Finanzamt 
ging damit davon aus, dass auch von den Betriebsausgaben (und damit auch von den 
Zinszahlungen an die Gesellschafter) gem. § 3c Abs. 2 EStG nur zu 60 % abzugsfähig 
sind. 

Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht München blieb ohne Erfolg. Bei 
den Zinszahlungen der Klägerin an die Beigeladenen handele es sich um 
Sondervergütungen i.S. des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Diese 
Sonderbetriebseinnahmen unterlägen nicht dem Teileinkünfteverfahren. 
Sonderbetriebseinnahmen stellten weder Bezüge i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG noch 
Einnahmen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG dar. Die Bezüge rührten auch nicht von der A-
S.A. her, so dass hinsichtlich der Sonderbetriebseinnahmen auch keine 
körperschaftsteuerliche Vorbelastung seitens der A-S.A. vorgelegen habe. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat die Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Bei den Sonderbetriebseinnahmen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 2. HS EStG) geht es um 
Vergütungen, die die Gesellschafter der Klägerin von dieser für die Hingabe von 
Darlehen erhalten haben. Dem Grunde nach handelt es sich allerdings um sonstige 
Kapitalerträge i. S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG, die wegen § 20 Abs. 8 EStG zu den 
Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören. Dementsprechend unterfallen die streitigen 
Sondervergütungen nicht dem Teileinkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. d 
Satz 1 EStG. 

Finanzamt und Finanzgericht haben allerdings nicht berücksichtigt, dass das 
Teilabzugsverbot des § 3c Abs. 2 EStG auf solche Zinszahlungen der Gesamthand nicht 
anzuwenden ist, die Sondervergütungen der Gesellschafter sind. 

Über die Anwendung von (u.a.) § 3 Nr. 40, § 3c Abs. 2 EStG ist bereits im 
Feststellungsverfahren der Gesellschaft und nicht erst im Veranlagungsverfahren der 
Gesellschafter zu entscheiden. 

Die vom Finanzamt im Streitfall gewählte Methode, wonach die in den festgestellten 
Einkünften enthaltenen, u.a. unter § 3 Nr. 40, § 3c Abs. 2 EStG fallenden Einkünfte 
„brutto“ als „andere Besteuerungsgrundlage“ bindend festgestellt werden, stellt eine 
rechtlich zulässige Feststellungsart dar (sog Bruttomethode, der BFH verweist auf das 
Urteil IV R 47/16, vgl. unseren Blogbeitrag). 

Ist Anteilseigner und damit Ausschüttungsempfänger, eine Mitunternehmerschaft, ist zu 
berücksichtigen, dass die Mitunternehmerschaft zwar Einkünfteermittlungssubjekt ist, 
die Einkommensteuersubjekte aber die an ihr beteiligten Mitunternehmer sind. 

Soll das Teileinkünfteverfahren also einerseits dazu führen, dass (u.a.) 
Gewinnausschüttungen aus einer betrieblichen Beteiligung, die im Gesamtgewinn 
(Gesamthands- oder Sonderbetriebsgewinn) der Mitunternehmerschaft enthalten sind, 
beim Mitunternehmer (anteilig) von der Steuer befreit sind (§ 3 Nr. 40 EStG), dass aber 
andererseits Ausgaben, die mit diesen beim Mitunternehmer (anteilig) freizustellenden 
Einnahmen im Zusammenhang stehen, ihrerseits nur anteilig zum Abzug zugelassen 
werden, ist zu berücksichtigen, dass Zinszahlungen der Gesellschaft an den 
Gesellschafter, der der Gesellschaft das Darlehen zum Erwerb der Beteiligung gewährt 
hat, bei ihm als Sondervergütung erfasst werden. Bezogen auf die Mitunternehmerschaft 
und ihren Gesamtgewinn haben sich die Zinszahlungen also nicht aufwandswirksam 
ausgewirkt, so dass eine Doppelbegünstigung, die § 3c Abs. 2 EStG vermeiden will, 
bezogen auf die Gesamthand nicht eingetreten sein kann. Auch wenn es sich also auf der 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/10/14/anwendung-von-steuerfreistellungen-im-feststellungsverfahren/
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Ebene der Gesamthand um Betriebsausgaben handelt, sind die Voraussetzungen des § 3c 
Abs. 2 EStG, bezogen auf den Zweck der Norm, nicht erfüllt. 

Durch diese auf den Gesamtgewinn bezogene Betrachtung des § 3c Abs. 2 EStG wird 
auch dem Regelungszweck des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG genügt. 
Diese Vorschrift zielt zum einen darauf ab, den Gewinn des Mitunternehmers 
demjenigen eines Einzelunternehmers anzunähern, der mit sich selbst keine 
schuldrechtlichen Verpflichtungen eingehen und deshalb auch den Gewinn seines 
Einzelgewerbes nicht um einen Unternehmerlohn, Zinsen für ein seinem Unternehmen 
gewährtes Darlehen oder ein Entgelt für ein seinem Unternehmen zur Nutzung 
überlassenes Wirtschaftsgut mindern kann. Zum anderen bezweckt die Hinzurechnung 
von Sondervergütungen eine Gleichstellung mit dem Sachverhalt, dass die Leistung des 
Mitunternehmers nicht aufgrund eines entgeltlichen Geschäfts, sondern durch den 
Anspruch auf einen erhöhten Anteil am Gesellschaftsgewinn (sog. Gewinnvorab) 
abgegolten wird. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. Februar 2020 (IV R 5/18), veröffentlicht am 22. Mai 2020. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Supermarkt-Rabattmodell „Mitgliedschaft“ unterliegt 
umsatzsteuerrechtlich dem Regelsteuersatz 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
entgeltliche Einräumung einer Berechtigung zum verbilligten Warenbezug (in Form 
einer „Mitgliedschaft“) umsatzsteuerrechtlich eine selbständige Leistung und nicht nur 
eine Nebenleistung zum späteren Warenverkauf darstellt. Auch wenn der Supermarkt 
Waren verkauft, die sowohl dem Regelsteuersatz (19%) als auch dem ermäßigten 
Steuersatz (7%) unterliegen, ist auf den Mitgliedsbeitrag der Regelsteuersatz 
anzuwenden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin betrieb im Jahr 2010 mehrere Bio-Supermärkte in einer deutschen 
Großstadt unter einer gemeinsamen Dachmarke. In den Märkten konnten Kunden 
entweder die Waren zum Normalpreis oder verbilligt als „Mitglied“ einkaufen. Für die 
„Mitgliedschaft“ zahlten die Kunden einen monatlichen festen Beitrag (je nach 
Einkommen und Familienstand zwischen ca. 10 € und ca. 20 €). 

Die Klägerin ging davon aus, dass der Mitgliedsbeitrag ein Entgelt für die späteren 
Warenverkäufe sei. Die Einräumung der Rabattberechtigung sei als notwendiger 
Zwischenschritt des Warenverkaufs anzusehen und damit eine Nebenleistung. Da die 
rabattierten Warenlieferungen zu über 81% dem ermäßigten Steuersatz unterlagen (z.B. 
für Lebensmittelverkäufe), teilte die Klägerin auch die Mitgliedsbeiträge entsprechend 
nach beiden Steuersätzen auf. 

Sowohl das Finanzamt als auch das Finanzgericht Berlin-Brandenburg gingen hingegen 
davon aus, dass die eingeräumte Rabattberechtigung als selbständige Leistung in vollem 
Umfang dem Regelsteuersatz unterliege. 

Entscheidung des BFH 

Diese Auffassung hat der BFH bestätigt. 

Soweit die Zahlung für die Bereitschaft der Klägerin gezahlt worden sei, Waren verbilligt 
zu liefern, habe die Klägerin eine selbständige Leistung erbracht, an der die Kunden ein 
gesondertes Interesse gehabt hätten. Ein monatlicher pauschaler Mitgliedsbeitrag sei 
insbesondere keine Anzahlung auf künftige Warenlieferungen, da das „Ob und Wie“ der 
künftigen Lieferungen bei Abschluss der „Mitgliedschaft“ nicht hinreichend bestimmt 
sei. 

Das Urteil des BFH hat wirtschaftlich zur Folge, dass sich die Kosten des 
Supermarktbetreibers für das von ihm angebotene Rabattmodell erhöhen. Der 
Verbraucher ist nicht unmittelbar betroffen. Keine Aussage hat der BFH zu anderen 
Rabatt-Modellen getroffen, bei denen z.B. der Mitgliedsbeitrag vom Umsatz des Kunden 
abhängt oder mit dem Kaufpreis der Waren verrechnet wird. Auch musste der BFH nicht 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44793&pos=3&anz=35
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entscheiden, ob der Fall anders zu beurteilen gewesen wäre, wenn sich der Rabatt nur 
auf Waren bezogen hätte, die dem ermäßigten Steuersatz von 7% unterliegen. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 18. Dezember 2019 (XI R 21/18), veröffentlicht am 22. Mai 2020, vgl. 
die Pressemitteilung des BFH. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Zurechnung des Gewinns im Fall der Realteilung 
Das Finanzgericht Sachsen-Anhalt hat entschieden, wie der bei einer 
Sperrfristverletzung nach einer Realteilung rückwirkend entstandene 
Übertragungsgewinn den einzelnen Gesellschaftern zuzurechnen ist. 

Sachverhalt 

Die Klägerin und ihre Kollegin (die beigeladen war) betrieben eine ärztliche 
Gemeinschaftspraxis in der Rechtsform einer GbR, an deren Vermögen die 
Gesellschafterinnen zu jeweils 50 % mit entsprechender Gewinnverteilungsquote 
beteiligt waren. Die GbR wurde im Jahr 2012 beendet und das Gesellschaftsvermögen im 
Wege der Realteilung auseinandergesetzt. Regelungen zu einer Veräußerung oder 
Entnahme des Gesamthandsvermögens innerhalb der Sperrfrist des § 16 Abs. 3 Satz 3 
Einkommensteuergesetz (EStG) in der Vereinbarung nicht getroffen. 

Die Beigeladene veräußerte im Jahr 2013 ihre aus der Realteilung hervorgegangene 
Einzelpraxis und beantragte den Gewinn aus der Realteilung im Jahr 2012 mit dem 
gemeinen Wert anzusetzen. Der daraus resultierende Gewinn stelle laufenden Gewinn 
dar; der Übertragungsgewinn sei nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel zu 
verteilen, soweit er auf das Gesamthandsvermögen entfalle. Ein weiterer Teil des 
Gewinns sei dem Sonderbetriebsvermögen der Beigeladenen zuzuordnen. 

Nachdem das Finanzamt entsprechend veranlagt hatte, legte die Klägerin erfolglos 
Einspruch ein. In ihrer nun erhobenen Klage begehrte die Klägerin, wie schon im 
Einspruchsverfahren, den Veräußerungsgewinn vollständig der Beigeladenen 
zuzurechnen. 

Richterliche Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht Sachsen-Anhalt blieb ohne Erfolg. 

Werden bei einer Realteilung, bei der einzelne Wirtschaftsgüter übertragen worden sind, 
zum Buchwert übertragener Grund und Boden, übertragene Gebäude oder andere 
übertragene wesentliche Betriebsgrundlagen innerhalb einer Sperrfrist nach der 
Übertragung veräußert oder entnommen, ist für den jeweiligen Übertragungsvorgang 
rückwirkend der gemeine Wert anzusetzen; die Sperrfrist endet drei Jahre nach Abgabe 
der Steuererklärung der Mitunternehmerschaft für den Veranlagungszeitraum der 
Realteilung (§ 16 Abs. 3 Satz 3 EStG). 

Die Zuweisung des Übertragungsgewinns auf die einzelnen Gesellschafter der 
Realteilungsgesellschaft bei einer Sperrfristverletzung ist gesetzlich nicht geregelt. Der 
BFH hat in einer neueren Entscheidung (Urteil vom 16. März 2017 IV R 31/14, vgl. 
unseren Blogbeitrag) unter Hinweis auf Sinn und Zweck der Realteilung, 
Umstrukturierungsmaßnahmen durch die steuerneutrale Übertragung von 
Betriebsvermögen zu erleichtern, sofern das unternehmerische Engagement in anderer 
Form fortgesetzt wird, ausgeführt, die steuerneutrale Buchwertfortführung soll dem 
einzelnen Realteiler (personenbezogen) zugutekommen, der das im Rahmen der 
Realteilung erhaltene Betriebsvermögen in einem anderen eigenen Betriebsvermögen 
weiternutzt und so sein unternehmerisches Engagement in anderer Form fortsetzt; der 
Aufschub der Versteuerung anlässlich einer Betriebsaufgabe an sich aufzudeckender 
stiller Reserven soll andererseits (objektbezogen) nur insoweit erfolgen, als das erhaltene 
Betriebsvermögen tatsächlich in einem anderen eigenen Betriebsvermögen 
weitergenutzt wird. Hieran anschließend klärt der BFH die Frage der Zuweisung des 
Realteilungsgewinns, indem er feststellt, soweit das nicht der Fall ist, werden die in den 
Wirtschaftsgütern ruhenden stillen Reserven durch Ansatz der gemeinen Werte nach § 
16 Abs. 3 Satz 7 EStG aufgedeckt. Auf der Ebene der Gesellschaft entsteht insoweit ein 
Aufgabegewinn, der den einzelnen Realteilern entsprechend der allgemeinen 
Gewinnverteilungsquote zugerechnet wird. 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44808&pos=8&anz=35
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44691&linked=pm
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2017/06/21/realteilung-und-buchwertfortfuehrung-bei-ausscheiden-aus-personengesellschaft/
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In einer nachfolgenden Entscheidung hat der BFH zudem ausdrücklich klargestellt hat, 
dass, soweit für die Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter im Rahmen einer 
Realteilung besondere Bedingungen gelten sollen, diese allein in § 16 Abs. 3 Sätze 3 und 
4 EStG geregelt sind (BFH-Urteil vom 30. März 2017 IV R 11/15, vgl. 
unseren Blogbeitrag). 

Dieser Rechtsprechung des BFH ist das Finanzgericht ausdrücklich gefolgt. 

Weiterhin führt das Finanzgericht aus, dass die Veräußerung aus dem 
Sonderbetriebsvermögen keine Sperrfristverletzung nach § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG 
darstellt. Denn auch im Rahmen einer Realteilung erfolgt die buchwertneutrale 
Überführung eines Wirtschaftsguts von einem Sonderbetriebsvermögen in ein anderes 
Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen nicht nach § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG, 
sondern nach § 6 Abs. 5 Satz 2 EStG. Dies folgt bereits aus dem Wortlaut des § 16 Abs. 3 
Satz 2 EStG, der lediglich die Übertragung, nicht aber die Überführung von 
Wirtschaftsgütern erfasst. Anders als § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG sieht § 6 Abs. 5 Satz 2 EStG 
keine Sperrfrist vor, bei deren Verletzung rückwirkend der gemeine Wert anzusetzen 
wäre. 

Fundstelle 
Finanzgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 11. April 2019 (1 K 1280/15); die Revision ist 
beim BFH unter dem Az. VIII R 14/19 anhängig. 
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Business Meldungen 
 
Prüferanfragen nach E-Mail-Verkehr in Betriebsprüfungen 
(PwC Deutschland Transfer Pricing Podcast) 
In unserem Transfer Pricing Podcast informieren wir Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen und Entwicklungen im Bereich der steuerlichen Verrechnungspreise.  
 
Die Links zu dem Podcast finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/28/prueferanfragen-nach-e-mail-
verkehr-in-betriebspruefungen-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/ 
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Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 
 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge 
geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

Redaktion  

Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2017/06/21/realteilung-und-buchwertfortfuehrung-bei-ausscheiden-aus-personengesellschaft/
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/perma?d=STRE202070164
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/28/prueferanfragen-nach-e-mail-verkehr-in-betriebspruefungen-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/28/prueferanfragen-nach-e-mail-verkehr-in-betriebspruefungen-pwc-deutschland-transfer-pricing-podcast/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
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Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

Datenschutz 
Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen. 
 

Bestellung und Abbestellung  

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-Mail-
Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 
Die Abmeldung ist jederzeit wie nachfolgend beschrieben möglich. 
Falls Sie "steuern+recht aktuell" nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte eine 
entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com    
Für neue Interessenten besteht die Möglichkeit, sich über unsere Homepage oder über 
folgenden Link SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com als 
Abonnent registrieren zu lassen. 
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